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Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Modernisie-

rung und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekämpfung 

 

Einleitung 

Die Branchen der IG BAU sind in besonderem Maße von 

Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung betroffen. Aus diesem 

Grund begrüßen wir ausdrücklich das Anliegen der Bundesregie-

rung, Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung effizienter zu ver-

folgen und damit auch die oftmals dahinterstehende organisierte 

Kriminalität zu bekämpfen. Eine wirksamere Bekämpfung dieser 

sozial schädlichen und den Wettbewerb verzerrenden Beschäfti-

gungsformen ist dringend notwendig. Die hierzu im Gesetzesent-

wurf zur Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzarbeits-

bekämpfung ergriffenen Maßnahmen weisen in weiten Teilen in 

die richtige Richtung. Eine moderne und digitale Zollverwaltung 

ist zweifellos wünschenswert, um wirksam gegen Schwarzarbeit 

und illegale Beschäftigung vorgehen zu können. 

In einigen Bereichen stehen die Vorschläge im Gesetzesentwurf 

jedoch den Zielen des Gesetzes entgegen oder bleiben hinter 

den Möglichkeiten für eine effiziente Bekämpfung von Schwarz-

arbeit und illegaler Beschäftigung zurück. 

Ergänzend zu der ausführlichen Stellungnahme des DGB neh-

men wir aus diesem Grund wie folgt zu dem Gesetzesentwurf 

Stellung: 

 

I. Zu Artikel 1 Ziff. 4 

1. 

Laut dem Gesetzesentwurf ist beabsichtigt, Unternehmen der 

Forstwirtschaft aus dem Branchenkatalog in § 2a SchwarzArbG 
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zu streichen. Dies steht den Zielen des Schwarzarbeitsbekämp-

fungsgesetzes diametral entgegen. Es kann keinesfalls, wie in 

der Gesetzesbegründung behauptet, davon ausgegangen wer-

den, dass die Forstwirtschaft keine Risikobranche mehr darstellt. 

Als für die Branche zuständige Gewerkschaft beobachten wir 

nach wie vor zahlreiche Gesetzesverstöße, wie die Unterschrei-

tung des gesetzlichen Mindestlohns und die fehlende Zahlung 

von Sozialversicherungsbeiträgen.  

Es leuchtet auch nicht ein, aus welchem Grund das in der Be-

gründung angeführte „One in, one out“-Prinzip für den Katalog 

zur Anwendung kommen sollte. Eine solche Regel ist nicht mit 

den Zielen des Gesetzes vereinbar. Die Aufnahme oder Strei-

chung von Branchen aus dem Katalog muss sich daran orientie-

ren, ob weiterhin Risikofaktoren gegeben sind und nicht danach, 

dass für jede neu aufzunehmende Branche eine andere aus dem 

Katalog zu entfernen ist. 

 

2. 

Von dem Vorstehenden ausgehend ist der Katalog der Risiko-

branchen um den Bereich der Landwirtschaft zu ergänzen. In der 

Branche sind alle auf S. 70 der Gesetzesbegründung genannten 

Risikofaktoren für Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung ge-

geben: Eine hohe Personalfluktuation aufgrund der Saisonarbeit, 

Ausübung der Tätigkeit nicht in festen Betriebsstätten sowie häu-

fig wechselnde Arbeitsorte, ein hoher Anteil ausländischer Be-

schäftigter, eine niedrige Entlohnung sowie erschwerte Prüfungs-

bedingungen für die FKS. 

Es entspricht auch den Beobachtungen in unserer täglichen Pra-

xis, dass Verstöße gegen das Mindestlohngesetz in der Landwirt-

schaft ein weit verbreitetes Problem darstellen (vgl. S. 27-30 des 

Berichts der Initiative Faire Landarbeit 2023, abrufbar unter: 
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https://www.peco-ev.de/docs/InitiativeFaireLandarbeit-Saisonbe-

richt2023.pdf). Dementsprechend äußerte sich auch die Spre-

cherin des Hauptzollamts Karlsruhe: „Oftmals erhalten Erntehel-

fer nicht den ihnen zustehenden Mindestlohn. Häufig fordern Ar-

beitgeber von den Erntehelfern überhöhte Mieten für die Unter-

künfte, ziehen Geld für Arbeitsgeräte ab oder betrügen bei der 

Erfassung der Arbeitszeiten“ (https://www.zoll.de/Shared-

Docs/Pressemitteilungen/DE/Schwarzarbeitsbekaemp-

fung/2024/z82_erntehelfer_ka.html). 

Vor diesem Hintergrund erscheint es geradezu grotesk, dass die 

Landwirtschaft nicht in den Katalog des § 2a SchwarzArbG auf-

genommen werden soll. 

 

II. Ausweitung der Auftraggeberhaftung in § 14 AEntG 

Gemäß § 14 haftet ein Unternehmer, der einen anderen Unter-

nehmer mit der Erbringung von Werk- und Dienstleistungen be-

auftragt, wie ein Bürge ohne die Einrede der Vorausklage für des-

sen Verpflichtung zur Zahlung des Mindestentgelts an die Be-

schäftigten und zur Zahlung der Urlaubskassenbeiträge an die 

gemeinsame Einrichtung. 

Nach der Auslegung des Bundesarbeitsgerichts gilt diese Haf-

tung allerdings lediglich für den Generalunternehmer und nicht 

den tatsächlichen Auftraggeber. Bezogen auf das Baugewerbe 

bedeutet das zum Beispiel, dass nicht der „Bauherr“, der den Auf-

trag zur Befriedigung seines Bedarfs erteilt, haftet, sondern ledig-

lich der Bauunternehmer, den er mit der Ausführung beauftragt. 

Hier liegt eine Schutzlücke vor. Auch Auftraggeber, die Werk- und 

Dienstleistungen regelmäßig als Bestandteil ihres Unterneh-

mensgeschäftes vergeben, sollten wie die Generalunternehmer 

in § 14 AEntG für die Einhaltung der arbeits- und sozialrechtlichen 

Verpflichtungen haften. 

https://www.zoll.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/Schwarzarbeitsbekaempfung/2024/z82_erntehelfer_ka.html
https://www.zoll.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/Schwarzarbeitsbekaempfung/2024/z82_erntehelfer_ka.html
https://www.zoll.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/Schwarzarbeitsbekaempfung/2024/z82_erntehelfer_ka.html
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Dadurch würden einerseits die betroffenen Arbeitnehmer als 

auch die Sozialversicherungen und gemeinsamen Einrichtungen 

einen weiteren Anspruchsgegner für die (Mindest-)Entgelte bzw. 

die Sozialversicherungsbeiträge/Beiträge der gemeinsamen Ein-

richtungen erhalten. Zudem führt eine solche Haftung dazu, dass 

Auftraggeber die von ihnen beauftragten Unternehmen genauer 

auswählen und kontrollieren. Hierdurch kann Rechtsverletzungen 

vorgebeugt und zugleich die FKS entlastet werden. Beides ent-

spricht ausweichlich der Gesetzesbegründung sowie § 1 

SchwarzArbG-Entwurf den mit dem Gesetzesentwurf verfolgten 

Zielen. 

 

III. Digitale Arbeitszeiterfassung 

Eine weitere Maßnahme, welche die Zahlung von Mindestlöhnen, 

Sozialversicherungsbeiträgen sowie Beiträgen zu gemeinsamen 

Einrichtungen für die FKS effizienter kontrollierbar machen 

würde, wäre die Einführung einer verpflichtenden digitalen Zeit-

erfassung in den vom Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz er-

fassten Risikobranchen. Ein solches System müsste leicht be-

dienbar, transparent und fälschungssicher sein, sodass etwaige 

Manipulationen durch den Arbeitgeber klar erkennbar sind. Dies 

würde es für die FKS leichter nachvollziehbar machen, ob der ge-

setzliche oder nach dem AEntG erstreckte tarifliche Mindestlohn 

gezahlt, die sozialversicherungsrechtlichen Meldepflichten des 

Arbeitgebers erfüllt und Beiträge an gemeinsame Einrichtungen 

abgeführt wurden. Hierdurch könnte die Arbeitszeiterfassung 

auch eine präventive Wirkung entfalten, da Verstöße schwieriger 

verdeckt werden könnten. 

 

Frankfurt am Main, 15.07.2025 


